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1 n dem Rechtsstr�·�·:_ ····_ ····_ ····_····_· ··· _ ·· .L.··_· ·· _ ···· _ ····_ ····_····_·· · ··· '--"-···_ ····_····_····_ ··--_····_··· ··

- Kläger und Berufungskläger -

Prozessbevollmächtigte: · Rechtssekretäre  bei der DGB Rechtsschutz
GmbH, Büro Mainz, II. Instanz, Kaiserstraße
26-30, 55116 Mainz

gegen 

- Be�lagte und Berufungsbeklagte -

hat der 2. Senat des Landessozialgerichts Rhein.land-Pfalz in Mainz ohne mündli­
che ve·rhandlung am 10. Dezember 2018 durch 

für Recht erkannt: 
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1. Die Berufung des Klägers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts

Speyer vom 06.03.2017 wird zurückgewiesen.

2. Außergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstat­

ten.

3. Die Revision wird nicht zugelassen.

Sachbericht: 

Die Beteiligten streiten darüber, ob der Kläger am 26.11.2015 einen Arbeitsunfall 

erlitten hat, welche Unfallfolgen anzuerkennen sind und ob ein Anspruch auf Ver­

letztengeld besteht. 

Der 1967 geborene Kläger erlitt als Beschäftigter der Firma Westfälische Draht­

seilindustrie am 26, 11.2015 in Zweibrücken einen Unfall. Ausweislich des Durch­

gangsarztberichts vom 30.11.2015 habe der· Kläger über ein Blech steigen 

wollen, habe sich festgehalten und sei weggerutscht. Dabei habe er sich das 

linkeKnie verdreht. 

Die erstmalige Behandlung des Klägers fand am· 27.11.2015 statt. Es bestanden 
. 

. 
. 

Druckschmerzen am linken Knie und im Bereich des lateralen Gelenkspaltes so-

wie eine leichte Schwellung mit Belastungsschmerz. Die periphere Durchblutung, 

Sensibilität und Motorik w_urde als intakt beschrieben. Durch einen Röntgenbefund 

des linken Kniegelenks wurde eine Fraktur ausgeschlossen. Als Erstdiagnose 

wurde ein Verdacht auf Meniskusläsion links gestellt. Es bestehe voraussichtlich 

Arbeitsünfähigkeit bis einschließlich 04
_.
12.2015. 

In der betrieblichen Unfallanzeige· vom 27.11.2015 wurde ausgeführt; dass der 

Kläger dem Schlosser schnell habe zur· Hand gehen wollen. �r sei über eine Ma-:­

schirie gestiegen. Dabei sei das Maschinenteil weggerutscht und .der Kläger habe 
. . ) 

sich das linke Knie verdreht. 
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Am 30.11.2015 wurde eine Magnetresonanztomografie (MRT) des linken Knies 
- .

durchgeführ. 
 

Eine Außenbandruptur wurde ausgeschlossen. Es bestehe im 

Vergleich zu einer Voruntersuchung im Juni 2015 ein Zustand nach Teilresektion 

des Außenmeniskus mit fortbestehender Degeneration am Übergang zur Pars 

intermedia. Es liege ein neu aufgetretener, schräg horizontaler Riss im 

Hinterhorn vor.· Unverändert bestehe eine. Degeneration des Innenmeniskus mit 

tibialem Riss des Hinterhorns, eine geringe bis mäßige Chondropathie im media­

len Kompartement und ei_ne umschriebene mediale Chondropathia patellae im 

Rahmen eines Plicasyndroms. 

Am 15.12.2015 wurde der Kläger im N-Klinikum  behandelt. Dr. 

Mu führte im Arztbrief vom 17.12.2015 aus, dass sich klinisch eine Au­

ßenmeniskussymptomatik nachweisen lassen. Die Funktion sei frei und die Bän­

der seien fest. Im Vergleich zu den Voraufnahmen zeige sich im MRT nun. ein 

neuer schräg verlaufender Horizontalriss des Außenmeniskushorns·. Es wurde die 

Durchführung einer Re-Arthroskopie mit Außenmeniskusnachresektion empfohlen. 

Dr. Me vom N-Klinikum wies in seinem Arztbrief vom 15.12.2015 darauf hin, dass 

der Kläger im Juli 2015 einen privaten Unfall gehabt habe und deswegen am 

linken Kniegelenk der Außenmeniskus teilrese�iert worden sei. Es handele sich 

um einen Vorschaden mit vorläufiger Verschlimmerung. 

Die Beklagte holte eine beratungsärztliche Stellungnahme bei Dr. R. ein. Dieser 

erklärte mit D�tum ·18.12.2015, dass der Unfall vom 26.11.2015 nicht ursächlich 

für die im MRT festgestellten Verletzungen im linken Knie sei, da keine Band­oder 

Knochenmitbeteiligung erkennbar sei. Es bestünden innen und außen alte 

Degenerationen. 

Mit Bescheid vom 21.12.2015 stellte die Beklagte fest, dass es sich bei dem Er­

eignis vom .26.11.2015 u.m keinen Arbeitsunfall handelt. Die Kosten für die medizi­

nische Behandlung des Klägers würden daher nicht bzw. nicht mehr übernommen. 
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Es bestehe auch kein Anspruch auf Verletztengeld. Das Ereignis vom 26.11.2015 

sei nach Art und Schwere nicht geeignet gewesen, den beim Kläger diagnostizier­

ten Gesundheitserstschaden rechtlich wesentlich hervorzurufen. Dem Ereignis 

komme lediglich die Bedeutung eines sog. Anlassgeschehens zu. Dies bedeute, 

dass bereits ein Vorschaden_ vorgelegen habe und der Gesundheitserstschaden 

auch ohne das Ereignis außerhalb qer versicherten Tätigkeit unter den Belastun­

gen des täglichen Lebens zu etwa der gleichen Zeit ebenfalls eingetreten wäre. 

Hietgegen legte der Kläger Widerspruch ein. Er vertrat die Ansicht, dass der Be­

scheid vom 21.12.2015 keine nachvollziehbare medizinische Begründung enthal­

te. Es seien bereits in der_ Vergangenheit wegen weiterer Arbeitsunfälle medizini­

sche Behandlungen zu Lasten der Beklagten durchgeführt worden, insbesondere 

eine Kniegelenksoperation im März 2004. Der Kläger verrichte seit rund 17 Jahren 

beim versicherten Betrieb schwere körperliche Arbeiten mit erheblicher Belastung 

der Wirbelsäule und der Kniegelenke. Beim Ziehen von Stählen aus Vorrichtungen 

unter Einsatz seines gesamten Körperwichts werde ein enormer Druck auf die 

Kniegelenke ausgeübt. Im privaten Bereich übe der Kläger dagegen keinerlei 

kniebelastende Tätigkeiten aus. Der Unfall sei nur deshalb passiert, weil der Klä­

ger auf ein loses Blech getreten sei, das vorschriftswidrig nicht befestigt gewesen 

sei. Von diesem Blech sei er abgerutscht und mit dem gesamten Körpergewicht 

unter Belastung des linken Kniegelenkes auf den Boden geprallt. 

Am 21.12.2015 wurde der arthroskopische Eingriff am linken Knie vorgenommen. 

Im Operationsbericht vom 22.12.2015 (Dr. O., N------ -Klinikum) wurde ausgeführt,. 

dass am Innenmeniskus der Resektionsrand degen�rativ aufgefasert sei und 

teilweise einen horizontalen Einriss zeige, weshalb eine Nachresektion erfolgt sei. 

• Am Außenmeniskus liege e-ine fortgeschrittene degenerative Rissbildung des Au­

ßenmeniskus im mittleren Drittel vor. Auch hier bestehe offensichtlich ein Sub-
. 

.

stanzverlust nach Voroperation. Auch hier sei eine Resektion der ausgerissenen

Meniskusteile vorgenommen worden.
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Die Beklagte holte eine weitere beratungsärztliche Stellungnahme des· Dr. R. 

vom 13.04.2016 ein. Dieser hielt an seiner Auffassung· fest, dass die im MRT fest­

gestellten Veränderungen nicht -ur�ächlich auf das Ereignis vom 26.11.2015 zu­

rückzufül1ren seien. Zwar habe am 26.11.2015 ein Verdreh-Ereignis des linken 

Kniegelenkes stattgefunden, wobei allerdings alte degenerative Veränderungen 

auch schon ausweislich des Kernspintomogramms vom 25.06.2015 bestanden 

hätten. Isolierte Meniskusverletzungen kämen nicht vor, sondern jede unfallbe­

dingte Meniskusverletzung müsse mit einem gewissen Begleitreiz (Begleitscha­

den) einhergehen, da die Knorpelsubstanz des Meniskus derartig zäh sei, dass 

eine isolierte Läsiön ·nur mit Ödemen in den Aufhängeapparaten entstehen könne. 

Das laterale Kolateralband sowie der Tractus ilia tibialis wiesen beim Kläger ein 

normales Signalverhalten auf. An diesen Bandstrukturen �eien die Aufhängestruk­

turen des Meniskus ·angeheftet. Der Operationsbericht beschreibe degenerative 

Veränderungen am_ Innen- und Außenmeniskus. Das Ereignis vom 26.11.2015 

müsse daher als Gelegenheitsursache angesehen werden, bei dem vorbekannte 

degenerative Veränderungen erneut kernspintomographisch erkannt word�n sei­

en, ohne· dass die dafür einwirkende Gewalt, die zu Ödembildungen in den Sei­

tenbandsttlikturen geführt hätten, nachweisbar oder erkennbar gewesen wären. 

Bei dem Ereignis vom-·26.11.2015 handele es sich um e_in Anlassgeschehen bei 

·vorbestehender degenerativer Meniskuserkrankung.

Der Wid_erspruch wurde mit Widerspruchsbescheid vom 12.05.2016 zurückgewie­

sen. Unter Berücksichtigung des beschriebenen Geschehensablaufs und der zeit­

nah e_rhobenen klinischen und bildgebenden Befunde sowie insbesonderß der 

Aithroskopie vom · 18.12.2015 sei ein Unfallzusammenhang bezüglich der am lin­

ken Kniegelenk nachgewiesenen Verär,derungen-mit Innen- und Außenmeniskus­

sowie fortgeschrittenen Knorpeldefekten weder im Sinne einer Verursachung noch 

der richtungsgebenden Verschlimmerung wahrscheinlich. Eine unfallbedingte Me­

niskusschädigung. setze. nach anerkannter unfallmedizinischer-Lehrmeinung einen 

bestimmten Bewegungsablauf voraus. Erforderlich sei, dass ein Verletzungsme­

chanismus bei gebeugtem Kniegelenk durch kraftvolle Rotation zwischen Unter-
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Der Kläger hat geltend gemacht, dass die Beklagte· es versäumt habe, auf die von 

ihm benannten Vorbehandlungen zu Lasten der Beklagten einzugehen. Er habe 

sich bei Arbeitsünfällen im Jahr 2004 am rechten Kniegelenk und im Jahr 2008 am 

linken Kniegelenk verletzt. Vor dem Unfall vom 26.11.2015 sei er arbeitsfähig und 

schmerzfrei in Bezug auf seine Kniegelenke gewesen. Er habe einen Sturz nur 

�urch einen plötzlichen Ausfallschritt nach hinten abwenden können und sich hier­

bei das linke Kniegelenk verdreht. Dieser Bewegungsablauf sei geeignet, eine 

Außenmenis.kusruptur am linken Kniegelenk zu verursachen. 

Das SG hat die Klage mit Gerichtsbescheid vom 06.03.2017 abgewiesen. 

Zur Begründung hat das SG _ausgeführt,. dass frühere Arbeitsunfälle und deren 

Folgen sowie die Feststellung einer oder mehrerer Berufskrankheiten- nicht Streit­

gegenstand des Klageverfahrens seien. Die Beklagte habe es zu Recht abgelehnt, 

das Ereignis vom 26.11.2015 als Arbeitsunfall anzuerkennen, Unfallfolgen festzu­

stellen und Leistungen, insbesondere Verle.tztengeld, zu gewähren. Dies stehe zur 

Überzeugung der Kammer fest aufgrund der beratungsärzt_ lichen Stellungnahmen 

des Dr. R: und der vorliegenden medizinischen Unterlagen. Das SG hat sich der 

Begründung der angefochtenen Bescheide angeschloss�n und auf diese ver­

wiesen. Ein geeigneter Unfallablauf, der zu einer isolierten traumatischen Verlet­

zung des Meniskus führen · könne, sei nach medizinisch-wiss_enschaftlichen Er­

kenntnissen ein sog.· wuchtiger Drehsturz, bei dem das gebeugte und rotierte 

Kniegelenk bei fixiertem Fuß/ Unterschenke) passiv in die Streckung gezwungen 

werde, so dass die physiologische Schlussrotation nicht mehr ablaufen könne. 

Einen solchen Unfallhergang habe weder der Kläger angegeben noch ergebe sich 

ein solcher aus den aktenkundigen mediz.inischen Unterlage_n. Der in der Wider­

spruchsbegründung angegebene Sturz auf das linke Knie finde in keinem der Be- 

. richte seine Bestätigung. Auch stelle ein solcher Sturz keinen geeigneten Unfall­

mechanismus für eine Meniskusverletzung dar. Im Übrigen habe die Beklagte um­

fassend und zutreffend die Vorschadensproblematik dargestellt und insbesondere 

auch ausgeführt, dass die bei einem Meniskusschaden zu fordernden Begleitver-
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Zeit entwickelt habe. Beim Kläger sei bereits im Juli 2015 wegen eines privaten 

Unfalls .eine Meniskus-Operation vorgenommen worden und es hätten sich hierbei 

erhebliche degenerative Veränderungen gezeigt. Es handele sich daher lediglich 

um eine Re-Ruptur des bereits vorher teilresektierten Außenmeniskus. Auch der 

O�erationsbericht vom 22.12.2015 habe lediglich degenerative Veränderungen 

ohne einen traumatischen Erstschaden aufgezeigt: 

Die vom Kläger angeführten früheren Unfälle spielten für den vom Kläger geltend 

gemachten Anspruch auf Verletztengeld keine Rolle. 

In einem am 04.09.2017 durchgeführten Erörtetungstermin hat der Kläger Fotos 

der Maschine, an der sich das Unfallereignis vom· 26.11.2015 zugetragen hat, vor­

gelegt. 

Die Beklagte hat eine weitere beratungsärztliche Stellungnahme von Dr. R: 

vom 18.10.2017 vorgelegt. Dieser hält an seiner bisherigen. Beurteilung fest. Ein 

unfallbedingter Meniskusschaden sei auszuschließen, da im Kernspintomogramm 

vom 30.11.2015 keine Begleitschäden, die bei Meniskusrissen bei traumatogener 

Entstehung vorlägen, vorhanden gewesen seien. Es fehlten an Begleitzeichen ein 
' 

. 

. 

Knochenödem medial und ein medialer Bandschaden. Vielmehr seien degenerati- 

ve Vorschäden beschrieben, nämlich ein langstreckiger Degenerationsschaden im 

Innenmeniskus. 

Der Kläger hat daraufhin einen Arztbrief des .Facharztes für Pathologie Dr. G: 

vom 13.11.2008 übersandt. 

Die Beklagte hat auf eine weitere beratungsärztliche Stellungnahme des Dr. R: 

vom 15.12.2017 verwiesen. Dieser hat ausgeführt, dass das Sturzereignis vom 

26.11.2015 nicht geeig.net gewesen sei, die für einen traumatischen Meniskus- 

schaden erforderliche Seitenbanddehnung herbeizuführen;. Der Befund aus dem 

Jahr 2008 spiele für die Beurteilung keine Rolle.· Der im MRT vom 30.11.2015 ge­

fundene „neue" Riss stehe in keinem Zusammenhang mit dem Ereignis vom 
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Gegen diese Annahme spricht bereits, dass der vom Kläger beschriebene Unfall­

hergang nicht geeignet ist, einen Meniskusschaden herbeizuführen. Eine isolierte 

traumatische Schädigung des Meniskus stellt eine absolute Ausnahme_ dar und 

· wird nur im Fali eines sog. wuchtigen Drehsturzes, bei dem das gebeugte und ro­

tierte Kniegelenk bei fixiertem Unterschenkel/ Fuß plötzlich passiv in die Streckung

gezwungen wird,. so dass ·die physiologische Schlussrotation· nicht mehr ablaufen

kann, diskutiert. Aufgrun·d der Elastizität und Mobilität des ;Meniskus ist eine iso­

lierte - Meniskusverletzung sonst kaum vorstellbar. Werden die physiologischen

Grenzen der Belastbarkeit überschritten, sind Begleitläsionen am und 1m Kniege­

lenk zu · erwarten (Schönberger/ Mehrtens/ Valentin, Arbeitsunfall und Berufs­

krankheit, 9. Aufl.. 2017, S. 657). Ein Unfallhergang im Sinne eines solchen wuch-·

tigen Drehsturzes ist vorliegend nicht b.es_chrieben .

. Gegen die Annahme der Verursachüng eines Meniskusschadens d�rch das Er­

eignis vom 26.11.2015 spricht auch, dass beim Kläger bereits Vorschäden am 

linken Knie bestanden. Bereits im Juli 2015 wurde am linken Kniegelenk der Au­

ßenmeniskus teilreseziert. :Äuch ergeben sich aus dem MRT-Befund vom 

30.11.2015 keine für eine Meniskusverletzung typische Begleitläsionen. Zudem 

werden im Operationsbericht vom 22.'12.2015 degenerative. Veränderungen am 

Innen- und Außenmeniskus beschrieben, die gegen eine unfallbedingte Verursa­

chung sprechen. Insoweit kann auf die überzeugenden Stellungnahmen des 

Dr. R. verwiesen werden, denen sich der Senat anschließt. 

Soweit der Kläger darauf hinweist, dass im MRT vom 30.11.2015 auch eine gerin­

ge bis mäßige Chondropathie im medialen Corilpartement diagnostiziert worden 

sei, ist dies zwar zutreffend. Auch insoweit ist aber nicht von einer Verursachung 

durch den Unfall vom 26.11.2015 auszugehen. Unfallbedingte Knorpelschäden 

können durch eine direkte, von außen über den Weichteilmantel auf das Gelenk 

einwirkende Kraft entstehen, was jedoch unw�igerlich auch die schützenden 

Strukturen (Weichteile) schädigen muss (Schönberger/ Mehrtens/ Valentin, a.a.O., 

S. 669). Entsprechende Schädigungen sind beim Kläger nicht beschrieben. Letzt-
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